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65594 Runkel, den 26.04.2012

Niederschrift

über die 12. Sitzung der Stadtverordnetenversammlung der Stadt Runkel, zu der für heute, Mittwoch, den 25.04.2012, um 19.30 Uhr, in den Clubraum der Stadthalle Runkel einberufen und ordnungsgemäß geladen war. Es sind erschienen:

Als stimmberechtigte Stadtverordnete:

	1.   Gregor Adler

2.   Erhard Becker

3.   Martin Belz

4.   Margret Bergmeier

5.   Dr. Manfred Birko

6.   Bernhard Brahm

7.   Eberhard Bremser

8.   Alexander Bullmann

9.   Frank Burggraf

10. Lothar Burggraf

11.
Ulrich Eisenberg

12. Manfred Hastrich

13.
Lothar Hautzel

14.
Jörg-Peter Heil

15.
Michael Kilb


	16. Armin Naß  

17. Bernhard Polomski

18. Klaus Preusser

19. Rainer Röth

20. Ragnhild Schreiber

21. Hans-Karl Trog

22. Klaus-Jürgen Wagner

23. Petra Werbunat-Hofmann




Seitens des Magistrates:

	1. Bürgermeister Friedhelm Bender

2. Peter Butzbach

3. Antonius Duchscherer

4. Sabine Hemming

5. Christian Janevski
	6.   Andreas Kuhn

7.   Wolf-Dirk Räbiger


Die Mitglieder wurden durch Einladung vom 19. April 2012 ordnungsgemäß einberufen. Die Ladung wurde am 19. April 2012 versandt. Zwischen dem Ladungs- und dem Sitzungstag lagen mehr als drei freie Tage. Ein Nachtrag zu den Konzessionverträgen erfolgte am Montag, den 23. April 2012. Frau Stadtverordnetenvorsteherin Schreiber stellt zu Beginn der Sitzung um 19.40 Uhr die Beschlussfähigkeit der 12. Sitzung der Stadtverordnetenversammlung fest.

Entschuldigt von Seiten der SPD-Fraktion fehlen die Herren Stadtverordneten Gebhart, Krtsch und Dr. Ruttmann. Von Seiten der CDU-Fraktion fehlen entschuldigt die Herren Demel, Eckert, Rosbach und Ruttmann. Von der Fraktion Bürgerliste Runkel fehlt Herr Kuhlisch. Seitens des Magistrates fehlen entschuldigt die Stadträtin Frau Lißner (Bündnis 90/Die Grünen) und Frau Müller (CDU) sowie Herr Uhl (SPD).  

Frau Stadtverordnetenvorsteherin Schreiber begrüßt alle Anwesenden und bedankt sich bei den städtischen Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern für die Vorbereitung der Sitzung im Clubraum der Stadthalle Runkel.

Zum außerplanmäßigen Sitzungsdatum erläutert sie, dass der ursprüngliche Termin zur Sicherstellung der ordnungsgemäßen Beschlussfähigkeit der Stadtverordnetenversammlung entfallen musste, da eine verzögerte postalische Auslieferung die fristgerechte Zusendung der Sitzungsunterlagen teilweise verhindert hatte. Als Konsequenz versichert sie für die Zukunft eine optimierte Sitzungsvorbereitung im Rahmen der satzungsmäßigen Grundlagen der Geschäftsordnung und der HGO.

Punkt 1

Anfragen an den Magistrat

Herr Bürgermeister Bender merkt vor der Beantwortung der Anfragen an,  dass die verspätete Zustellung der Unterlagen für die vorgesehene Sitzung aufgrund  eines Problems im Verteilerzentrum der Bundespost entstanden ist. 
Herr Bürgermeister Bender verliest die in der Anlage beigefügte Anfrage der Fraktion Bürgerliste Runkel vom 12.04.2012 und beantwortet sie wie folgt.
Zur Anfrage 1 Thema Austausch der Straßenlampen in LED:
Der in Rede stehende Austausch der Leuchtmittel erfolgte im Rahmen einer technischen Auswechslung der Leuchtmittel, die turnusmäßig alle vier Jahre erfolgt und für die Stadt Runkel kostenfrei war.

Für die von der Auswechslung betroffenen Leuchten gibt es nach Auskunft der Süwag auf dem Markt derzeit noch keine LED-Austauschsätze, die eine den Quecksilber- und Natriumdampfleuchten vergleichbare Beleuchtungsstärke erreichen.

Zur Anfrage 2 Thema Schloss Dehrn / Versteigerung:

Herr Bürgermeister Bender erklärt hierzu, dass auch eine sehr umfängliche Anfrage an den Magistrat in dieser Angelegenheit von der CDU-Fraktion gestellt wurde. Diese Anfrage umfasst insgesamt 21 Fragen und ist erst am Montag um 18.54 Uhr per Mail verspätet eingegangen, sodass dazu keine umfängliche Stellungnahme abgegeben werden kann. 

Herr Bürgermeister Bender beantwortet daher diesen Punkt mit nur unter wenigen grundsätzlichen Aussagen:
1. Das komplette Verfahren inklusive der Abtrennung ist rechtlich einwandfrei und dies wird auch in einer eventuellen nicht öffentlichen Sitzung bzw. Parlamentssitzung konkret dargelegt.

2. Eine Abtrennung ist erfolgt, da in der Verhandlung zum Zeitpunkt der Zusammenlegung kein Angebot durch eventuelle bietende Interessenten abgegeben wurde. 

Eine Stellungnahme zu Aussagen in der Presse, die Bürgermeister Bender unterstellen er hätte durch diese Abtrennung partizipiert, werden heute hier nicht getätigt. Es werden rechtliche Schritte in Form von Unterlassungsklagen bzw. weitere rechtliche Schritte gegen diese Personen zur Zeit geprüft bzw. vorbereitet.  Herr Bürgermeister Bender fügt hinzu, dass ein möglicher Investor in den nächsten Tagen sein Vorhaben vorstellen wird. Auch zu diesem Vorhaben wird das Parlament umfänglich informiert werden.

Frau Stadtverordnetenvorsteherin Schreiber fragt bei Herrn Bürgermeister Bender nach, in welcher Form diese Information an das Parlament gegeben wird.

Herr Bürgermeister Bender schlägt vor, alle Fragen zu diesem Thema entweder: - schriftlich, - in einer Präsidiumssitzung oder in einer nicht öffentlichen Sitzung des Parlaments zu beantworten. In Anbetracht der Komplexität dieses Themas wäre die letzte Variante am Besten.

Herr Becker teilt mit, dass die Bürgerliste mit dieser Beantwortung grundsätzlich einverstanden sei, möchte  jedoch folgende Frage beantwortet haben: 

„Der Rechtspfleger, der die Versteigerung durchgeführt hat, konnte die Aufteilung der Grundstücke nicht von sich aus entscheiden. Ist es richtig, dass die Stadt Runkel als Gläubiger hier zugestanden hat, die einzelnen Grundstücke aufgeteilt zu versteigern“?
Hierzu antwortet Herr Bürgermeister Bender, dass er wenige Tage zuvor zu einer möglichen Abtrennung befragt wurde. Hier wurde auch der Hinweis gegeben, dass mit dieser Abtrennung der größte Teil der Forderungen der Stadt Runkel abgedeckt ist. Ein Nachteil zu Lasten der Stadt Runkel ist nicht gegeben. 

 Auf die Rückfrage von Herrn Naß der CDU-Fraktion antwortet Herr Bürgermeister Bender, dass die Antworten zu diesem Thema zusätzlich jedem einzelnen Stadtverordneten schriftlich zugeleitet werden, falls jemand an der nicht öffentlichen Sitzung verhindert ist.
Zur Anfrage 3 Thema Druckerhöhungsanlage Wasserversorgung Dehrn:
Herr Bürgermeister Bender schildert, dass die Verbindungsleitung zwischen dem Bereich Schule Dehrn und dem Schlossbereich fertig gestellt ist. Zur Zeit finden im unmittelbaren Schlossbereich die Kanal- und Wasserleitungsbauarbeiten statt. Hierbei werden die bestehenden Wasser- und Kanalhausanschlüsse übernommen. Im Zuge dieser Arbeiten werden neue Wasserzähler gesetzt. Dies erfolgt gemäß der Wasserversorgungssatzung der Stadt Runkel.

Mit dem Bau der Druckerhöhungsanlage wird in der 19. KW begonnen.

Die Erschließungskosten werden satzungsgemäß umgelegt, da es sich um eine erstmalige öffentliche Erschließung handelt.

Zur Anfrage 4 - 4.5 Thema Vertrag mit PGV über den Verkauf von Bauplätzen am Kappesborder Berg:
4.1: 

Der Vertrag wurde für eine rückwirkende Zeit abgeschlossen, da die Fa. PGV in diesem rückwirkenden Zeitraum bereits ohne Vertragsgrundlage für die Stadt Runkel tätig war. In den Vertragsverhandlungen mit PGV wurde erkennbar, dass sich durch eine Verlängerung der Vertragslaufzeit die Vermarktungsmöglichkeiten für die Bauplätze erheblich verbessern, da Marketingoptionen langfristig angelegt werden können. Darüber hinaus dient die verlängerte Laufzeit einer angemessenen Präsentation des von PGV geplanten Musterhauses im Baugebiet. 

4.2:
Dem Stadtverordnetenvorsteher und den Fraktionsvorsitzenden wurde mit der Übersendung des Magistratsprotokolls vom 09.02.2011 auch der Vertrag vom 10.02.2011 übersandt. Insofern ist die Stadtverordnetenversammlung über die Vertragsmodalitäten informiert worden. 

4.3:

Die Stadtverordnetenversammlung wurde durch die Vorlage der jeweiligen Baugrundstücksverkäufe zur Beschlussfassung über den aktuellen Stand der verkauften Bauplätze bzw. die Angabe der noch freien Plätze informiert. Zukünftig wird die Stadtverordnetenversammlung regelmäßig durch einen zusammenfassenden Bericht unterrichtet. 

 4.4:
 Hierzu wird auf die Antwort zu Frage 2 verwiesen.

 4.5:

An PGV wird ein Hanggrundstück zu einem Quadratmeterpreis von 35,00 € verkauft. Die restlichen Hanggrundstücke werden zu dem regulären  Baulandpreis von 110,00 € angeboten. 

Herr Fraktionsvorsitzender Becker (BL) merkt an, dass die Stadtverordnetenversammlung nicht über die vorteilhaftere Vertragslaufzeit von 5 Jahren informiert wurde. Er sieht den  Auftrag der Stadtverordnetenversammlung nicht richtig umgesetzt.
Zur Anfrage 5 Thema Runkler Bus´chen:
Zu dieser Anfrage wird einvernehmlich beschlossen, dass diese Anfrage als  eigenständiger Tagesordnungspunkt für die nächste Stadtverordnetenversammlung als Antrag einzustellen ist. Denn dieser Antragspunkt ist aus Versäumnisgründen nicht in der heutigen Tagesordnung.
Weiterhin verliest Herr Bürgermeister Bender eine weitere Anfrage der Bürgerliste Runkel vom 22.04.2012, die ebenfalls in der Anlage beigefügt ist und beantwortet sie wie folgt:
Zur Anfrage 6 Thema Photovoltaik Herrnwiese:

Es ist nach dem EEG (alt), das für die Freifläche Herrnwiese maßgebend ist, zu unterscheiden zwischen der sogenannten EEG Inbetriebnahme (d. h. dem Moment, wo die Anlage erstmals Strom produziert und abgegeben hat) und dem Zeitpunkt, ab dem dauerhaft Strom in das Netz eingespeist wird. Die EEG (Erneuerbare Energie) Inbetriebnahme für die Herrnwiese war für den 31. März, 2012 die endgültige Inbetriebnahme incl. Montage der Wechselrichter für spätestens 30. April 2012 vorgesehen. Dies ist so Bestandteil der Kalkulation.

Nachdem die Bundesregierung am 24. Februar 2012 angekündigt hatte, die Vergütung für Freilandanlagen bereits zum 9. März 2012 drastisch zu kürzen, wurde die Anlage in einer sehr kurzen Bauzeit dank enger Kooperation aller Beteiligten erstellt. Die EEG Inbetriebnahme erfolgte unter Hinzuziehung eines anerkannten Sachverständigen am 9. März 2012. Damit wurde die Vergütung gem. § 32 EEG wie in der Kalkulation angenommen gesichert. Die tatsächliche Inbetriebnahme erfolgt nach der Montage der Wechselrichter, die für die 17./ spätestens 18. Woche vorgesehen ist. Auch dies entspricht der Kalkulation, sodass es für die Stadt Runkel keine Änderungen oder gar Verschlechterungen aus der Beteiligung heraus gibt.

Nach der neuen Regelung des EEG wird es dies künftig nicht mehr geben, dann müssen allen Anlagen vollständig betriebsfertig hergestellt sein und der Strom muss in das Netz eingespeist werden. Erst dann ist der Zeitpunkt der Inbetriebnahme gegeben. Für die Herrnwiese gilt diese neue Regelung nicht, da die Anlage vor Beschlussfassung im Kabinett EEG-konform Strom produziert und abgegeben hat.
Ergänzend fügt er hinzu, dass das Feuerwehrgerätehauses Schadeck nach dem Verfahren der Herrnwiese mit einer Photovoltaikanlage versehen wurde,  zwecks Stromeinspeisung.
Punkt 2

6. Änderung des Flächennutzungsplanes für die Planbereiche Gewerbegebiet „Auf dem See“ in Dehrn, Gewerbegebiet „Kerkerbach“ in Steeden, Gewerbegebiet „Großmannswiese“ in Ennerich und 15 Flächen für den naturschutzrechtlichen Ausgleich in der Lahnaue und in der Kerkerbachaue;

hier:   Abwägungsbeschluss zu den durchgeführten Verfahren gem. §§ 3 (2) 
und 4 
(2)   BauGB

        
Feststellungsbeschluss der Flächennutzungsplanänderung

(Planungsstand März 2012 – Entwurf zur Feststellung

       
 Billigung der Begründung (Planungsstand März 2012 – Entwurf zur

        
 Feststellung

Frau Stadtverordnetenvorsteherin Schreiber erteilt Herrn Bürgermeister Bender das Wort.
Herr Bürgermeister Bender erläutert hierzu, dass der Schritt hierzu deutlich erkennbar sei. Die Stellungnahme der UNB (Untere Naturschutzbehörde) forderte zunächst, den naturschutzrechtlichen Ausgleich ausreichend zu beschreiben. Diese Einwände haben sich ausschließlich auf den Bereich der landwirtschaftlich genutzten Flächen bezogen und auch diesem konnte nun weitesgehend gefolgt werden.
Frau Stadtverordnetenvorsteherin Schreiber bedankt sich bei Herrn Bürgermeister Bender und fragt in den einzelnen Fraktionen nach deren Erkenntnissen zu diesem Thema. 

Herr Fraktionsvorsitzender Becker (BL) merkt an, dass hier nicht klargestellt wird, warum die verschiedenen Stellungnahmen (z. B. der drei Landwirte, die mit dem Betreff Bauleitplanung der Stadt Runkel „Auf dem See“) Teil der Anlage sind. Die Frage zielt hier auf die bisher unvollendete Besprechung über den Städtebaulichen Vertrag mit dem Investor für das Gebiet „Auf dem See“. Wird durch den hier vorgeschlagenen Beschluss die weitere Diskussion darüber hinfällig, weil dieser Beschluss möglicherweise alle Tore öffnet und unsere Forderung auf einen Ausgleich damit erledigt sind? Diese Frage möchte die BL  gerne beantwortet haben.

Herr Bürgermeister Bender antwortet, dass kein Ansatz auch nur eines grundsätzlichen Bedenkens vorliegt, dass „Auf dem See“ umgangen werden soll. Der Hintergrund ist hier, der Bereich Ennerich wurde auch mit angeführt, weil hier etwas zurückgegeben werden muss. 
Frau Stadtverordnetenvorsteherin Schreiber erteilt Herrn Burggraf (BL) im Anschluss das Wort. Dieser teilt mit, dass in der Verwaltungsvorlage der Pyreg-Reaktor angesprochen wurde. Er erinnert daran, dass in der letzten Legislaturperiode für dieses Gebiet ein Beschluss der Stadtverordnetenversammlung gefasst wurde, dass der Bau- und Umweltausschuss von Anfang an involviert wird. Er mahnt an, dass dies bis dato nicht der Fall gewesen sei. Weiterhin bittet er darum, diesem Beschluss nachzukommen.

Herr Bürgermeister Bender antwortet hierzu, dass zeitnah eine Besichtigung stattfinden wird. Ein Beschluss eines Gremiums soll hier nicht umgangen werden. Er teilt weiterhin mit, dass die Beteiligung eines Ausschusses, wie gefordert, von Anfang an umgesetzt wird. Es ist bisher noch keine Entscheidung getroffen worden.
Herr Burggraf stellt hier klar, dass es nicht nur um den Pyreg-Reaktor, sondern um das gesamte Gebiet und die geplanten Maßnahmen geht. Der Bau- und Umweltausschuss sollte in seiner damaligen und jetzigen Zusammensetzung, laut Beschluss, darüber informiert und aktiv beteiligt werden.
Für eine weitere Anmerkung erteilt Frau Stadtverordnetenvorsteherin Schreiber dem Vorsitzenden der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen, Herrn Eisenberg, das Wort.
Dieser erklärt: Sollte man sich nicht mit dem Investor Egenolf einigen, sei der ganze Packen Papier umsonst produziert worden.
Herr Bürgermeister Bender antwortet hierzu, dass es hier nicht nur um das Gebiet „Auf dem See“ geht, sondern um die Umwandlung der Herrnwiese und die mögliche zur Verfügung stellende Ausgleichsfläche bis hin zu den Anregungen der Landwirte, die im Bereich der Herrnwiese ihr Land bewirtschaften. Das ist kein umsonst produziertes Stück Papier. Es darf nicht nur ausschließlich auf das Gebiet „Auf dem See“ gesehen werden.

Da keine weiteren Wortmeldungen vorliegen, leitet Frau Stadtverordnetenvorsteherin Schreiber zur Abstimmung über und verließt die einzelnen Beschlussvorschläge.
Beschluss:

1.  Die Stadtverordnetenversammlung der Stadt Runkel beschließt, die im Rahmen der durchgeführten Verfahren gemäß § 3 (2) und § 4 (2) BauGB eingegangenen Anregungen und Bedenken gemäß den Empfehlungen des Planers abzuwägen. Die Empfehlungen werden zum Bestandteil des Protokolls erklärt.

2. Die Darstellungen der Flächennutzungsplanänderung sind das Ergebnis einer gerechten Abwägung aller erkennbaren öffentlichen und privaten Belange gegeneinander und untereinander. Die Stadtverordnetenversammlung der Stadt Runkel beschließt die Flächennutzungsplanänderung in der o.g. Planfassung.

3.  Der Begründung wird zugestimmt.

4. Die Verwaltung wird beauftragt, die 6. Änderung des Flächennutzungsplans dem  Regierungspräsidium Gießen als zuständige Verwaltungsbehörde zur Genehmigung vorzulegen und nach erfolgter Genehmigung die Bekanntmachung  gemäß § 6 (5) BauGB durchzuführen.

Abstimmung:

Ja- 23


Nein- 0


Enthaltung-0
Wegen Widerstreit der Interessen verlässt der Stadtverordnete Bremser die Sitzung, nachdem die Stadtverordnetenvorsteherin den nächsten Tagesordnungspunkt 3 aufruft.
Punkt 3
Bauleitplanung der Stadt Runkel im Stadtteil Dehrn;

hier:
Erlass einer Klarstellungssatzung gemäß § 34 (4) Ziff. 1 BauGB für 
zwei Bereiche im Stadtteil Dehrn

Die Stadtverordnetenvorsteherin erteilt hierzu Herrn Bürgermeister Bender das Wort, dieser merkt an, dass durch diese Klarstellungssatzung nichts illegales legal wird. Es wird eine Grundlage geboten, in diesen Gebieten eine Bebauung zu ermöglichen.
Weiterhin erteilt er das Wort zu diesem TOP Herrn Stadtrat Räbiger, damit dieser zu eventuellen Anfragen aufgrund seines Sachverstandes Stellung beziehen kann. 

Herr Becker (BL) fragt an, ob die Eigentümer in den gekennzeichneten Bereichen nach diesem Beschluss selbst tätig werden müssen (Genehmigungen beantragen o. ä.) und  bedeutet dies, dass die bestehenden Gartenhütten  legalisiert werden können?
Herr Stadtrat Räbiger antwortet auf die Frage wie folgt: Die Eigentümer   müssen dem Grunde nach nicht tätig werden. Und zwar deshalb nicht, wenn sie eine Gartenhütte (einschließlich Vordach) von nicht mehr als 30 m³  umbauten Raum hätten und die Vorschriften der hessischen Bauordnung und anderer gesetzlicher Vorgaben eingehalten wären – denn hierzu wären die Eigentümer selbst verantwortlich gewesen – ist nach dem Beschluss dieser beiden Satzungen das Vorhaben baugenehmigungsfrei. Deswegen müssten die Eigentümer hier nichts mehr tun.

Der Eigentümer ist in dem Augenblick, wo die Maßnahme unter § 34 BauGB fällt und nicht mehr als 30 m³  umbauten Raum (einschl. Vordach) beinhaltet, für die Maßnahme selbst zuständig.
Er teilt weiterhin mit, dass hier nichts legalisiert wird, sondern dass lediglich festgestellt wird, dass das betreffende Gelände dem § 34 BauGB zuzuordnen ist und dass das Vorhaben baugenehmigungsfrei ist. Es ist damals nach der Bestandsaufnahme – die Jahre zurückliegen und nach Kartenlage getätigt wurden – von einer Bebauung im Außenbereich ausgegangen worden. Durch diese Klarstellungssatzung wird diesem entgegengewirkt. 

Der Gesetzgeber hat hier über eine Abgrenzung nach § 34 (4) BauGB – den Gemeinden – die Möglichkeit eröffnet zur Lösung der schwierigen Abgrenzungsfrage – Bebauung im Außen- bzw. Innenbereich – durch den Erlaß von Satzungen beizutragen. Oder genauer dargestellt den Innenbereich deklaratorisch oder konstitutiv durch Satzungen (die sogenannten Innenbereichssatzungen) zu bestimmen. Ob und in welchem Umfang eine Gemeinde davon Gebrauch macht, ist dieser Gemeinde in deren Ermessen selbst zu überlassen. Eine Maßnahme nach einer Satzung bzgl. § 34 (4) BauGB ersetzt keinen Bebauungsplan, falls dieser erforderlich wäre.
Der § 34 (4) BauGB unterscheidet in drei Arten von Innenbereichssatzungen, die Klarstellungssatzung oder auch Abgrenzungssatzung nach Nummer 1, die Entwicklungs- und Ortsteilsatzung nach Nummer 2 oder die Ergänzungs- oder auch Abrundungssatzung genannt nach Nummer 3. 
Die Klarstellungssatzungen legen die Grenzen eines im Zusammenhang bebauten Ortsteiles – deklaratorisch – fest. 

Ziel und Zweck ist es – Zweifel an der Abgrenzung zwischen Innen- und Außenbereich durch Satzungsbeschluss zu beseitigen. 
Über diese Satzung wird nicht Bauland geschaffen, sondern festgestellt, dass Bauland schon vorhanden ist. Es bedarf hier also keiner Änderung eines Bebauungsplans.

Die Stadtverordnetenvorsteherin fragt bei Herrn Eisenberg nach, ob durch diese Äußerungen von Herrn Stadtrat Räbiger die Anfragen der Grünen zu diesem Punkt beantwortet wurden. 
Herr Eisenberg erklärt hier, – dass die Fragen beantwortet wurden, merkt aber an, wenn dies so einfach wäre, warum überhaupt die Satzung beschlossen werden muss. 
Herr Stadtrat Räbiger antwortet darauf, dass es angebracht wäre, diese Satzung zu beschließen, um eventuelle Streitigkeiten zu vermeiden. Die betreffenden Gebiete seien durch ihre Abgrenzungen (auch natürlich geschaffen) bereits im Innenbereich gelegen, werden aber durch diese Klarstellungssatzungen angepasst bzw. angeglichen.

Frau Stadtverordnetenvorsteherin Schreiber leitet dann zur Abstimmung über. 
Beschluss:
Die Stadtverordnetenversammlung beschließt die beiden nachstehenden Klarstellungssatzungen gemäß § 34 (4) Ziffer 1 BauGB. 
Abstimmung:

Ja- 20


Nein- 2


Enthaltung-0
Nach der Abstimmung nimmt der Stadtverordnete Bremser wieder an der Sitzung teil. Frau Stadtverordnetenvorsteherin Schreiber leitet zum Punkt 4 über.
Punkt 4

Verkauf städtischer Grundstücke;

hier:
Teilfläche von ca. 300 m² des städtischen Grundstücks Gemarkung


Wirbelau, Flur 2, Flurstück 110/1, Gesamtgröße 657 m²

Die Stadtverordnetenvorsteherin Schreiber fragt auch hier bei den einzelnen Fraktionen nach, ob diese Fragen / Anregungen zu diesem Punkt vorbringen möchten.

Herr Becker von der BL stellt den Antrag – einen Zusatz in den Kaufvertrag hinzuzufügen, dass eine Nachzahlung erfolgt, falls die beantragte Fläche bebaut wird.
Herr Bürgermeister Bender erklärt hierzu, dass der Bereich bereits bebaubar ist. Da dieser Bereich aber aufgrund der besonderen örtlichen Gegebenheiten sehr schwer bebaubar ist, wurde der Baulandpreis auf 10,-- Euro reduziert. Daher kann ein solcher Antrag nicht erfolgen.
Die Stadtverordnetenvorsteherin verließt daraufhin den Beschlussvorschlag und leitet zur Abstimmung über, nachdem keine weiteren Fragen mehr vorgetragen werden.

Beschluss:
Die Stadtverordnetenversammlung beschließt, eine ca. 300 m² große Teilfläche der städtischen Parzelle Gemarkung Wirbelau, Flur 2, Flurstück 110/1, Gesamtgröße: 657 m², zum Quadratmeterpreis von 10,-- € an Frau Sandra Walter aus Hofen zu veräußern. Sämtliche mit der Durchführung des Kaufvertrages verbundenen Kosten sind von der Käuferin zu übernehmen.

Abstimmung:

Ja- 20


Nein- 1


Enthaltung-  2
Punkt 5

Einführung der getrennten Abwassergebühr;

hier:  Aufnahme der Versiegelungsarten in der neu zu beschließenden 

          Entwässerungssatzung
Frau Stadtverordnetenvorsteherin Schreiber erteilt zur Erläuterung Herrn Bürgermeister Bender das Wort.
Dieser teilt mit, dass es sich hier lediglich um eine Formalienergänzung  handelt. Es soll beschlossen werden, wie die einzelnen Versiegelungsarten berechnet werden. Diese vorliegende Satzung ist in allen Punkten an die Mustersatzung des HSGB (Hess. Städte- und Gemeindebund) angelehnt.

Im Anschluss erteilt die Stadtverordnetenvorsteherin Frau Schreiber den einzelnen Fraktionen das Wort. 

Herr Belz von der CDU-Fraktion fragt nach, welchen Betrag die Stadtverwaltung in den freigehaltenen Bereichen (....EUR/m²) eintragen möchte, da hier kein Betrag genannt wird. Herr Bürgermeister Bender erklärt hierzu, dass noch nicht ermittelt ist, welcher Betrag von der Kommune hier eingetragen wird.
Weiterhin stellt der Stadtverordnete Herr Becker (BL) folgende Fragen:

1. Gibt es Gemeinden die andere Gebührenmaßstäbe für die Berechnung der Abwassergebühren für das Niederschlagswasser anwenden?

2. Welche Erfahrungen liegen bisher mit den aufgeführten Gebührenmaßstäben vor?

3. Wie geht es weiter, wenn diese neue Entwässerungssatzung beschlossen wird, werden die Bürger informiert?
Frau Stadtverordnetenvorsteherin Schreiber erteilt zwecks Beantwortung der Fragen Herrn Bürgermeister Bender das Wort.

Dieser beantwortet die Fragen folgendermaßen: Es gibt einige Kommunen, die diese neue Grundlage als solche schon so umgesetzt haben. Probleme gab es bisher keine. Erfahrungen liegen noch nicht vor. Es soll hiermit erreicht werden, dass die Mitbürgerinnen und Mitbürger hier beteiligt werden. Es soll in jeden Stadtteil gegangen werden um dort die Berechnung vorzustellen. Es hat in der Vergangenheit bereits eine Befliegung stattgefunden, um die Flächen entsprechend darzulegen / aufzunehmen.
Herr Burggraf (BL) stellt eine Nachfrage an Herrn Bürgermeister Bender, ob diese Richtwerte im Nachhinein abgeändert werden können. 

Hierauf antwortet Herr Bürgermeister Bender, dass dies vom Grundsatz her nicht möglich ist. Hierzu wird sich aber eines Fachbüros bedient, damit die Frage abschließend beantwortet werden kann. Sollte das Fachbüro zu einer anderen Einschätzung kommen und eine Abweichung von der Mustersatzung in einzelnen Punkten begründet vorschlagen, kann es möglich sein, dass in einzelnen Punkten abgewichen / abgeändert wird. 

Herr Eisenberg schlägt einen Änderungsantrag vor, in der Anlage 1 die Gründächer generell mit 0,4 anzusetzen und die Rasengittersteine zu streichen.

Herr Stadtrat Räbiger stellt klar, wenn man von der Norm abweicht, muss man im Falle einer Klage dem Hessischen Verwaltungsgerichtshof und möglicherweise dem Bundesverwaltungsgerichtshof gegenüber begründen, warum auf Runkel bezogen von der DIN-Norm abgewichen wurde. Dies zu begründen sei sehr schwer.
Frau Stadtverordnetenvorsteherin Schreiber fragt Herrn Eisenberg, ob der Änderungsantrag aufrecht erhalten werden soll. Herr Eisenberg besteht auf den Änderungsantrag. 
Der Antrag von Bündnis 90/Die Grünen  lautet wie folgt:
In der Anlage 1 sollen 2 Zahlenwerte  abgeändert werden:

1.) Unter 1.3 a) und b) zusammenzufassen mit 0,4

2.) Punkt 2.5 Rasengittersteine ist zu streichen.
Frau Stadtverordnetenvorsteherin Schreiber bittet um Abstimmung über den Änderungsantrag von Bündnis 90/Die Grünen über die Änderung im Zahlenwerk.

Abstimmung:

Ja- 6


Nein- 13


Enthaltung-  4
Frau Stadtverordnetenvorsteherin Schreiber gibt die ursprüngliche Fassung   zur Abstimmung.
Beschluss:
Für die erstmalige Kalkulation eines separaten Gebührensatzes für das Einleiten von Niederschlagswasser in die Abwasseranlage werden für die einzelnen Versiegelungsarten die in der Anlage 1 beigefügten Faktoren durch entsprechende Aufnahmen in den § 24 Abs. 2 und 3 der neu zu beschließenden Entwässerungssatzung zugrunde gelegt.

Abstimmung:

Ja- 16


Nein- 2


Enthaltung-  5
Punkt 6

Personalangelegenheiten;

hier: Verlängerung des Beschäftigungsverhältnisses von Frau Jessica 
Schwarz

Die Stadtverordnetenvorsteherin Schreiber erteilt hierzu Herrn Bürgermeister Bender das Wort.
Dieser erläutert, dass diese Verlängerung des Beschäftigungsverhältnisses jetzt so knapp erfolgt, weil über Monate versucht wurde mit den Beteiligten (Schwerbehindertenvertretung, Landeswohlfahrtverband und Agentur für Arbeit) zu verhandeln. 

Mit dieser Stelle erfüllt die Stadt Runkel zu 100% die Schwerbehindertenquote und muss somit keine Ausgleichszahlungen leisten. Bei einer Ablehnung erfüllt die Stadt nur 50 % und muss eine Schwerbehindertenabgabe von 1260,- Euro leisten.  Die Verwaltung, insbesondere die Schwerbehindertenvertretung und der Personalrat hoffen auf eine positive Entscheidung.

Frau Stadtverordnetenvorsteherin Schreiber erteilt im Anschluss Herrn Naß von der CDU-Fraktion das Wort. Dieser weist daraufhin, dass die CDU-Fraktion diesem Anliegen zustimmt. In Zukunft sollte aber daran gedacht werden, eine Verlängerung eines Arbeitsverhältnisses frühzeitiger in die Haushaltsplanung mit einfließen zu lassen.
Herr Becker (BL) findet ebenfalls, dass diese Stellenplanung in die Haushaltsplanung hätte einfließen müssen. Er stellt weiterhin die Frage, ob es weitere befristete Arbeitsverhältnisse gibt, die in diesem Jahr auslaufen und verlängert werden könnten.

Hierzu antwortet Herr Bürgermeister Bender, dass in diesem Jahr keine weiteren befristeten Stellen (sozialversicherungspflichtig) zur Verlängerung anstehen.
Herr Dr. Birko teilt mit, dass die SPD-Fraktion ebenfalls für die Verlängerung des Beschäftigungsverhältnisses plädiert.
Frau Stadtverordnetenvorsteherin Schreiber leitet zur Abstimmung.
Beschluss:
Die Stadtverordnetenversammlung stimmt der Verlängerung des Beschäftigungsverhältnisses von Frau Jessica Schwarz, wie in der Verwaltungsvorlage beschrieben, verbunden mit der Aufstockung des Stellenplanes zu.

Abstimmung:

Ja- 23


Nein- 0


Enthaltung-  0
Herr Bürgermeister Bender bedankt sich im Namen der betroffenen Person bei allen Stadtverordneten.
Punkt 7

Strom-Konzessionsverträge;

hier:
Erneute Behandlung und Beschlussfassung

Frau Stadtverordnetenvorsteherin Schreiber erteilt zu diesem Punkt Herrn Bürgermeister Bender das Wort.

Dieser teilt mit, dass im vergangenen Jahr bereits über diese Thematik beraten wurde. Es wurde damals nicht im Parlament abgestimmt, da auf Kreisebene ein gemeinsames Vorgehen bezüglich der Rekommunalisierung geplant war. Jetzt wurde es mit Landrat Manfred Michel abgesprochen, weil die Stadt Runkel sich wegen des Auslaufens der Verträge jetzt entscheiden muss. Die Stadt Runkel ist bereit den Vertrag zu den damaligen, wie heute unveränderten Konditionen – nämlich den Höchstsatz an Konzessionsabgaben, zu verlängern.
Herr Bürgermeister Bender trägt weiter vor, dass lt. den aktuellen Zahlen, seitens der SÜWAG, der Sachzeitwert für das Runkeler Stromnetz 8,4 Mio. Euro beträgt. Das heißt, wenn die Stadt Runkel das komplette Netz mit heutigem Datum in Eigentum der Stadt übernehmen wollte, würde die SÜWAG einen Preis von 7,84 Mio. Euro fordern. 

Bezogen auf den einzigen Stadtteil Wirbelau – der von der E.ON versorgt wird – beträgt der aktuelle Sachzeitwert des Netzes 680.000,- Euro.
Wenn diese Netze in die Kommune übernommen werden sollen, müsste zuerst der Kaufpreis getragen und im Anschluss durch Personal und Technik gewährleistet werden, dass das Netz weiterläuft. 
Dies kann die Stadt Runkel nicht gewährleisten. Er schlägt daher vor, die Strom-Konzessionsverträge nach den vorgelegten Vertragsentwürfen mit den beiden vorgenannten Bewerbern abzuschließen. Beide Vertragsentwürfe sehen für die Stadt Runkel weitere Kündigungsmöglichkeiten vor.

Herr Becker (BL) fragt an, mit wem der Vertrag – bezüglich des Vertragspartners SÜWAG / SYNA – abgeschlossen wird?
Herr Bürgermeister Bender antwortet hierzu, dass der Vertrag aufgrund der Namensänderung mit der SYNA abgeschlossen wird. Hierzu müssten einige Passagen in den Verträgen geändert werden.

Weiterhin fragt Herr Becker (BL) nach, dass diese Konzessionsverträge nur die Leitungen und nicht die Stromlieferung selbst betrifft. Im § 2 (2) steht, dass die SYNA ihre Pflichten als Grundversorger innerhalb des Vertragsgebietes von Endverbrauchern gewährleisten wird.
Herr Bürgermeister Bender antwortet hierzu, dass vor nicht allzulanger Zeit ein solcher Vertag diesbezüglich abgeschlossen wurde. Dies war ein separates Verfahren. Es handelt sich hier lediglich um die Pflicht der Stromversorgung als Grundversorger.

Herr Becker (BL) merkt  an, dass im § 3 der Ergänzungsvereinbarung mit der SYNA – Change-of-Control-Klausel – das Datum 31.12.2013 ganz gestrichen wird.

Hierzu antwortet Herr Bürgermeister Bender – dass die Change-of-Control-Klausel – sich nur auf die Gefahr bezieht, falls ein wirtschaftliches Großunternehmen diesen Vertragspartner übernimmt und entgegen der Philosophie der Kommunalisierung handeln würde. 
Herr Eisenberg (Bündnis 90/Die Grünen) teilt mit, dass sie den Verträgen ebenfalls so zustimmen werden, aber im § 15 des Vertrages mit der E.ON die Jahreszahlen fehlen. 

Der anwesende Vertreter der E.ON, Herr Meth, teilt mit, dass diese Zahlen jetzt nicht festgelegt werden müssen, diese können von der Stadt selbst im Nachhinein festgelegt werden. Herr Bürgermeister Bender ergänzt hierzu, dass dies im Magistrat entschieden wird.

Frau Stadtverordnetenvorsteherin verließt den Änderungsantrag der Bürgerliste:

Antrag der Bürgerliste:

Die Stadtverordnetenversammlung möge zunächst beschließen im § 3 der Ergänzungsvereinbarung das Datum bis zum 31.12.2013 zu streichen.
Abstimmung:

Ja- 6


Nein- 15


Enthaltung-  2
Frau Stadtverordnetenvorsteherin Schreiber verließt nun den ursprünglichen Beschlussvorschlag und bittet um Abstimmung.

Beschluss:
Die Stadtverordnetenversammlung möge die beiden Strom-Konzessionsverträge in der vorliegenden Fassung mit der E.ON (Stadtteil Wirbelau) und der SYNA (Stadtgebiet Runkel und alle Stadtteile außer Wirbelau) beschließen.

Abstimmung:

Ja- 19


Nein- 0


Enthaltung-  4
Punkt 8

Genehmigung des Protokolls vom 15.02.2012 
Das Protokoll vom 15.02.2012 lag in der geänderten Fassung der Einladung bei. Dem Protokoll wird mit nachfolgendem Ergebnis mehrheitlich zugestimmt:

Abstimmung : 
Ja - 22 

Nein - 0 


Enthaltung – 1

Genehmigung des Protokolls vom 21.03.2012
Für das Protokoll werden Änderungswünsche genannt, die nicht dem Bereich zuzurechnen sind, den das Protokoll laut Geschäftsordnung als Grundlage für das weiteren Handeln der Kommune korrekt wiedergeben muss, nämlich dem Bereich der Themen mit Abstimmungs- oder Wahlergebnis.

Die Abstimmung, ob die Einarbeitung dieser Korrekturen gewünscht wird, um das Protokoll als Niederschrift der Sitzungsergebnisse anzuerkennen, erbringt daher mit einem Ergebnis von 7 Ja-, 7 Nein- und 9 Enthaltungsstimmen keine Mehrheit.

Im Wissen um kleine, für das zukünftige Handeln der Kommune aber nicht relevante Mängel, wird dem Protokoll vom 21.03.2012 in der vorgelegten Form mit nachfolgendem Ergebnis mehrheitlich zugestimmt:
Abstimmung : 
Ja - 21 

Nein - 0 


Enthaltung – 2
Folgende Änderungen waren gewünscht worden:

1. Bei der Sitzungsladung sollte es „zugesandt“ statt „zugestellt“ am 15.03.2012
    heißen.

2. Ebenfalls dort sollte es „lagen drei freie Tage“ statt „lagen mindestens drei 
    freie Tage“ heißen

3. Das mit einem offensichtlichen Schreibfehler versehene Datum einer
    erwähnten Sitzung sollte „16.12.2011“ statt „16.12.2012“ heißen.

Punkt 9

Mitteilungen der Stadtverordnetenvorsteherin;

hier:
Ausschussumbesetzungen
Die CDU-Fraktion gibt folgende Umbesetzungen in den Ausschüssen wegen besserer Vereinbarkeit von beruflicher Verpflichtung und Wahrnehmung 
des kommunalpolitischen Ehrenamtes bekannt:

Herr Johannes Ruttmann wird aus dem Haupt- und Finanzauschuss abberufen. Herr Jörg-Peter Heil wird aus dem Ausschuss für Jugend, Senioren, Sportkultur und Soziales abberufen. Zusätzlich wird Herr Jörg-Peter Heil in den Haupt- und Finanzausschuss berufen und Herr Johannes Ruttmann in den Ausschuss für Jugend, Senioren, Sportkultur und Soziales. 

Eine Aufstellung der festgelegten Stadtverordnetenversammlungstermine wird an die Stadtverordneten verteilt.

Weiterhin teilt Herr Bremser mit, dass der Vorsitzende des Vereines der Dehrner-Krebsnothilfe 31 Freikarten für das Benefizkonzert den Stadtverordneten zur Verfügung gestellt hat. 
Punkt 10

Mitteilungen des Magistrates

Herr Bürgermeister Bender teilt Folgendes mit:

Es wird eine Präsidiumssitzung geben in der die zukünftige elektronische Zusendung der Sitzungsunterlagen abgeklärt werden soll. 

Der Landkreis hat mitgeteilt, dass Runkel erst 2013 ins Dorferneuerungsprogramm reinkommen wird.

Zu den  Ausbesserungsarbeiten der Straßendecken zwischen Schadeck – Arfurt, teilt er mit, dass diese Arbeiten  durch den Kreis durchgeführt wurden, der auch Träger des Vorhabens war. Weiterhin stellt er klar, dass seitens der Stadt Runkel keinerlei Verfolgungsmaßnahmen bei den Ordnungswidrigkeiten durch widerrechtliche Nutzung dieses nicht freigegebenen Wirtschaftsweges getätigt wurden.

Gesetzliche Vorgaben belegen, dass ein Kommune ein ordentlich geführtes Archiv besitzen muss. Die Räumlichkeiten im Rathaus sind für ein solches nicht gegeben. Aus diesem Grund wurde nach Räumlichkeiten gesucht.  Es bot sich die Möglichkeit, dass untere Erdgeschoss in der Burgstraße 11 (ehemalige Räumlichkeiten des Notars Großkopf) anzumieten. Der Mietvertrag für das Archiv wird am 01.07.2012 in Kraft treten. 

Zu den Verkehrsverhältnissen in Dehrn teilt Herr Bürgermeister Bender mit, dass es demnächst ein Gespräch vor Ort geben wird, um diese zu verbessern. 

Mit dem Land Hessen sollen verschiedene Varianten besprochen und geprüft werden. 
Frau Stadtverordnetenvorsteherin Schreiber schließt die Sitzung um  22.00 Uhr und bedankt sich für die konstruktive Zusammenarbeit. 

_________________                                                  ________________

Schreiber                                                                     Janevski

Stadtverordnetenvorsteherin                                       Schriftführerin
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